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1. Zustandekommen des Vertrages 
 
(1.1) Für den Umfang der Lieferungen oder Leistungen (im 
Weiteren: Lieferungen) sind die beiderseitigen schriftlichen 
Erklärungen maßgebend. Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen (AGB) des Bestellers (im Weiteren: Besteller) 
gelten jedoch nur insoweit, als die 
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(im Weiteren: Lieferant/en) ihnen ausdrücklich schriftlich 
zugestimmt hat. 
 
(1.2) An Zeichnungen, Kostenvoranschlägen und anderen 
Unterlagen (im Weiteren: Unterlagen) behält sich der 
Lieferant seine urheber- und eigentumsrechtlichen 
Verwertungsrechte uneingeschränkt vor. Die Unterlagen 
dürfen nur nach vorheriger Zustimmung des Lieferanten 

Dritten zugänglich gemacht werden und sind, wenn der 
Auftrag dem Lieferanten nicht erteilt wird, diesem 
unverzüglich zurückzugeben; gleiches gilt für Kopien von 
Unterlagen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Unterlagen des Bestellers; diese dürfen jedoch solchen 
Dritten zugänglich gemacht werden, wenn der Lieferant 
eine Verschwiegenheitserklärung (NDA) mit dem Dritten 
unterzeichnet hat. 
 
(1.3) Teillieferungen sind zulässig, soweit sie dem Be-
steller zumutbar sind. Durch zumutbare Teilleistungen 
verursachte Mehrkosten trägt der Besteller. 
 
2. Preise und Zahlungsbedingungen 

 
(2.1) Die Preise verstehen sich ab Werk, ausschließlich 
Verpackung zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen 
Umsatzsteuer. 
 
(2.2) Zahlungen haben auf das vom Lieferanten ange-
gebene Bankkonto zu erfolgen. 
 
(2.3) Der Besteller kann nur mit solchen Forderungen 
aufrechnen, die unbestritten oder rechtskräftig festgestellt 
sind. Rechtskräftig festgestellten Forderungen stehen auch 
solche Forderungen gleich, die in einem gerichtlichen 
Verfahren oder in einem Verfahren, das einem Gerichts-
verfahren gleichsteht, entscheidungsreif sind. 
 
3. Verlängerter Eigentumsvorbehalt 
 
(3.1) Die Gegenstände der Lieferungen (Vorbehaltsware) 
bleiben Eigentum des Lieferanten bis zur Erfüllung 
sämtlicher ihm gegen den Besteller aus der Geschäfts-
verbindung zustehenden Zahlungsansprüche. Soweit der 
Wert aller Sicherungsrechte, die dem Lieferanten zu-
stehen, die Höhe aller gesicherten Ansprüche um mehr als 
20 % übersteigt, wird der Lieferant auf Wunsch des 
Bestellers einen entsprechenden Teil der Sicherungs-
rechte freigeben. 
 
(3.2) Der Besteller darf die Vorbehaltsware verwenden und 
im ordentlichen Geschäftsgang weiter veräußern, solange 
er nicht im Zahlungsverzug ist. Er darf die Vorbehaltsware 
nicht verpfänden oder sicherungshalber übereignen. Die 
Entgeltforderungen des Lieferanten gegen seine Ab-
nehmer aus einem Weiterverkauf der Vorbehaltsware 
sowie diejenigen Forderungen des Bestellers bezüglich 
der Vorbehaltsware, die aus einem sonstigen Rechtsgrund 
gegen seine Abnehmer oder Dritte entstehen (insbe-
sondere Forderungen aus unerlaubter Handlung und 

Ansprüche auf Versicherungsleistungen) und zwar ein-
schließlich sämtlicher Saldoforderungen aus Kontokorrent 

tritt der Besteller bereits jetzt sicherungshalber in vollem 
Umfang an den Lieferanten ab. Der Lieferant nimmt diese 
Abtretung an. Der Besteller darf diese an uns 

abgetretenen Forderungen auf seine Rechnung im 
eigenen Namen für den Lieferanten einziehen, solange 
diese Ermächtigung nicht widerrufen ist. Das Recht, diese 
Forderung selbst einzuziehen wird hindurch nicht berührt; 
allerdings wird die Forderung nicht selbst geltend gemacht 
und die Einzugsermächtigung nicht widerrufen, solange 
der Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen ordnungs-
gemäß nachkommt. Sofern sich der Besteller vertrags-
widrig verhält, insbesondere sofern er mit der Zahlung 
einer Entgeltforderung in Verzug kommt, kann der 
Lieferant vom Besteller verlangen, dass dieser die 
abgetretenen Forderungen und die jeweiligen Schuldner 
bekannt gibt, den jeweiligen Schuldnern die Abtretung 
mitteilt und den Lieferanten alle Unterlagen aushändigt 
sowie alle Angaben macht, die zur Geltendmachung der 
Forderung erforderlich sind. 
 
(3.3) Eine Verarbeitung oder Umbildung der Vorbe-
haltsware durch den Besteller wird für den Lieferanten 
vorgenommen. Wenn die Vorbehaltsware mit anderen 
Sachen verarbeitet wird, die nicht dem Lieferanten 
gehören, so wird der Lieferant dennoch Miteigentümer der 
neuen Sache im Verhältnis des Wertes der 
Vorbehaltsware (Rechnungsendbetrag inklusive Umsatz-
steuer) zu anderen Sachen im Zeitpunkt der Verarbeitung. 
Wird die Vorbehaltsware mit anderen, dem Lieferanten 
nicht gehörenden Sachen untrennbar verbunden oder 
vermischt, so erwirbt der Lieferant Miteigentum an der 
neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbe-
haltsware (Rechnungsbetrag inklusive Umsatzsteuer) zu 
den anderen verbundenen oder vermischten Sachen im 
Zeitpunkt der Verbindung oder Vermischung. Wird die 
Vorbehaltsware in der Weise verbunden oder vermischt, 
dass die Sache des Lieferanten als Hauptsache 
anzusehen ist, sind sich der Besteller und der Lieferant 
darüber einig, dass der Besteller zur Verschaffung 
anteiligen Miteigentums an dieser Sache verpflichtet ist. 
Die Bereitschaft zur Erfüllung dieses Eigentumsüber-
tragungsanspruches wird hiermit von Seiten des Bestellers 
bekundet. Der Lieferant nimmt die Übertragung bereits 
jetzt an. Das so entstandene Allein- oder Miteigentum an 

einer Sache wird der Besteller für den Lieferanten 
verwahren. Im Übrigen gilt für die durch Verarbeitung, 
Umbildung, Verbindung oder Vermischung entstehende 
neue Sache das Vorstehende für die Vorbehaltsware 
entsprechend. 
 
(3.4) Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, ist dem 
Besteller eine Verpfändung oder Sicherungsübereignung 
untersagt und die Weiterveräußerung nur Wiederver-
käufern im gewöhnlichen Geschäftsgang und nur unter der 
Bedingung gestattet, dass der Wiederverkäufer von 
seinem Kunden vor Lieferung Bezahlung erhält (Vorkasse) 
oder unter der Bedingung leistet, dass das Eigentum auf 
den Endkunden erst dann übergeht, wenn dieser seine 
Zahlungsverpflichtungen erfüllt hat. 
 
(3.5) Bei Pfändungen, Beschlagnahmungen oder son-
stigen Verfügungen oder Eingriffen Dritter, hat der 
Besteller den Lieferanten unverzüglich zu benachrichtigen. 
 
(3.6) Bei Pflichtverletzungen des Bestellers, insbesondere 
bei Zahlungsverzug, ist der Lieferant nach erfolglosem 
Ablauf einer dem Besteller gesetzten angemessenen Frist 
zur Leistung zum Rücktritt und zur Rücknahme berechtigt; 
die gesetzlichen Bestimmungen über die Entbehrlichkeit 
einer Fristsetzung bleiben unberührt. Der Besteller ist zur 
Herausgabe verpflichtet. 



4. Fristen für Lieferungen; Verzug 
 
(4.1) Die Erhaltung von Fristen für Lieferungen setzt den 
rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom Besteller zu 
liefernden Unterlagen, erforderlichen Genehmigungen und 
Freigaben, insbesondere von Plänen, sowie die Einhaltung 
der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen 

Verpflichtungen durch den Besteller voraus. 
 
(4.2) Ist die Nichterhaltung der Fristen auf höhere Gewalt, 
insbesondere. Mobilmachung, Krieg, Aufruhr, außer-
gewöhnliche Naturereignisse oder auf ähnliche Ereignisse, 
z. B. Streik, Aussperrung, zurückzuführen, verlängern sich 
die Fristen angemessen. 
 
(4.3) Werden Versand oder Zustellung auf Wunsch des 
Bestellers um mehr als einen Monat nach Anzeige der 
Versandbereitschaft verzögert, können dem Besteller für 
jeden angefangenen Monat Lagerkosten in Höhe von 0,5 
% des Preises der Gegenstände der Lieferungen, 
höchstens jedoch insgesamt 5 %, berechnet werden. Der 
Nachweis höherer oder niedrigerer Lagerkosten bleibt den 
Vertragsparteien unbenommen. 
 
5. Gefahrübergang und Kosten der Lieferung 

 
(5.1) Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch der 
Erfüllungsort ist. Auf Verlangen und Kosten des Bestellers 
wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt 
(Versendungskauf). Soweit nicht etwas anderes vereinbart 
ist, ist der Lieferant berechtigt, die Art der Versendung 

(insbesondere Transportunternehmen, Versandweg, Ver-
packung) selbst zu bestimmen. 
 
(5.2) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der 
zufälligen Verschlechterung der Ware geht spätestens mit 
der Übergabe auf den Besteller über. Beim Ver-
sendungskauf geht jedoch die Gefahr des zufälligen 
Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware 
sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit Auslieferung der 
Ware an den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst 
zur Ausführung der Versendung bestimmten Person oder 
Anstalt über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese 
für den Gefahrübergang maßgebend. Im Übrigen gelten 
für eine vereinbarte Abnahme die gesetzlichen Vor-
schriften des Werkvertragsrechts entsprechend. Der 
Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der Käufer 
im Verzug der Annahme ist. 
 
(5.3) Kommt der Besteller in Annahmeverzug, unterlässt er 
eine Mitwirkungshandlung oder verzögert sich die Liefer-
ung des Lieferanten aus anderen, vom Besteller zu 
vertretenden Gründen, ist der Lieferant berechtigt, Ersatz 
des hieraus entstehenden Schadens einschließlich Mehr-
aufwendungen (insbesondere Lagerkosten) zu verlangen. 
Hierfür wird eine pauschale Entschädigung in Höhe von 
300,00 € pro Kalendertag, beginnend mit der Lieferfrist 
bzw. - mangels einer Lieferfrist - mit der Mitteilung der Ver-
sandbereitschaft der Ware. 
 
(5.4) Der Nachweis eines höheren Schadens und der 
gesetzlichen Ansprüche des Lieferanten (insbesondere 
Ersatz von Mehraufwendungen, angemessene Entschädi-
gung, Kündigung) bleiben unberührt; die Pauschale ist 
aber auf weitergehende Geldansprüche anzurechnen. 
Dem Besteller bleibt der Nachweis gestattet, dass dem 
Lieferanten überhaupt kein oder nur ein wesentlich 
geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstan-
den ist. 
 
6. Entgegennahme 

 
Der Besteller darf die Entgegennahme von Lieferungen 
wegen unerheblicher Mängel nicht verweigern. 
 
7. Sachmängel 
Für Sachmängel haftet der Lieferant wie folgt: 
 
(7.1) Alle diejenigen Teile oder Leistungen sind nach Wahl 
des Lieferanten unentgeltlich nachzubessern, neu zu 

liefern oder neu zu erbringen, die innerhalb der Ver-
jährungsfrist – ohne Rücksicht auf die Betriebsdauer – 
einen Sachmangel aufweisen, sofern dessen Ursache 
bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. 
 
(7.2) Der Besteller hat Sachmängel gegenüber dem 
Lieferanten unverzüglich schriftlich zu rügen. 
 
(7.3) Mängelansprüche des Bestellers setzen voraus, dass 
er seinen gesetzlichen Untersuchungs- und Rügepflichten 
(§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Zeigt sich bei der 
Untersuchung oder später ein Mangel, so ist hiervon 
unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. Als unver-
züglich gilt die Anzeige, wenn sie innerhalb von zwei 
Wochen erfolgt, wobei zur Fristwahrung die rechtzeitige 

Absendung der Anzeige genügt. Unabhängig von dieser 
Untersuchungs- und Rügepflicht hat der Besteller offen-
sichtliche Mängel (einschließlich Falsch- und Minder-
lieferung) innerhalb von zwei Wochen ab Lieferung schrift-
lich anzuzeigen, wobei auch hier zur Fristwahrung die 
rechtzeitige Absendung der Anzeige genügt. Versäumt der 
Besteller die ordnungsgemäße Untersuchung und/oder 
Mängelanzeige, ist die Haftung für den nicht angezeigten 
Mangel ausgeschlossen. 
 
(7.4) Zunächst ist dem Lieferant Gelegenheit zur Nach-
erfüllung innerhalb angemessener Frist zu gewähren. 
 
(7.5) Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Besteller – 
unbeschadet etwaiger Schadensersatzansprüche gemäß 
Art. 11 – vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung 

mindern. 
 
(7.6) Mängelansprüche bestehen nicht bei nur 
unerheblicher Abweichung von der vereinbarten Beschaf-
fenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der 
Brauchbarkeit, bei natürlicher Abnutzung oder Schäden, 
die nach dem Gefahrübergang infolge fehlerhafter oder 
nachlässiger Behandlung, übermäßiger Beanspruchung, 
ungeeigneter Betriebsmittel, mangelhafter Bauarbeiten, 
ungeeigneten Baugrundes oder die aufgrund besonderer 
äußerer Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag nicht 
vorausgesetzt sind, sowie bei nicht reproduzierbaren 
Softwarefehlern. Werden vom Besteller oder von Dritten 
unsachgemäß Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten 
vorgenommen, so bestehen für diese und die daraus 
entstehenden Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche. 
 
(7.7) Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zweck der 
Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport,- Wege- und Materialkosten, sind ausge-
schlossen, soweit die Aufwendungen sich erhöhen, weil 
der Gegenstand der Lieferung nachträglich an einen 

anderen Ort als die Niederlassung des Bestellers ver-
bracht worden ist, es sei denn, die Verbringung entspricht 
seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch. 
 
(7.8) Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen den 
Lieferant gemäß § 478 BGB (Rückgriff des Unternehmers) 
bestehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem Ab-
nehmer keine über die gesetzlichen Mängelansprüche 
hinausgehende Vereinbarungen getroffen hat. Für den 
Umfang des Rückgriffsanspruchs des Bestellers gegen 
den Lieferant gemäß § 478 Abs. 2 BGB gilt ferner Nr. 8 
entsprechend. 
 
(7.9) Für Schadensersatzansprüche gilt im Übrigen Art. 11 
(sonstige Schadensersatzansprüche). Weitergehende oder 
andere als die in diesem Art. 7 geregelten Ansprüche des 
Bestellers gegen den Lieferanten und dessen Erfüllungs-
gehilfen wegen eines Sachmangels sind ausgeschlossen. 
 

8. Verjährung 

 
(8.1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die 
allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und 
Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine 
Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der 
Abnahme. 
 



(8.2) Handelt es sich bei der Ware jedoch um ein Bauwerk 
oder eine Sache, die entsprechend ihrer üblichen 
Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist 
und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat (Baustoff), 
beträgt die Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen 
Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 
BGB). Unberührt bleiben auch gesetzliche Sonder-
regelungen für dingliche Herausgabeansprüche Dritter (§ 
438 Abs. 1 Nr. 1 BGB), bei Arglist des Lieferanten (§ 438 
Abs. 3 BGB) und für Ansprüche im Lieferantenregress bei 
Endlieferung an einen Verbraucher (§ 479 BGB). 
 
(8.3) Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts 
gelten auch für vertragliche und außervertragliche 
Schadensersatzansprüche des Bestellers, die auf einem 
Mangel der Ware beruhen, es sei denn, die Anwendung 
der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 

BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung 
führen. Die Verjährungsfristen des Produkthaftungs-
gesetzes bleiben in jedem Fall unberührt. Ansonsten 
gelten für Schadensersatzansprüche des Bestellers - 
soweit diese nicht ausgeschlossen sind - ausschließlich 
die gesetzlichen Verjährungsfristen. 
 
9. Gewerbliche Schutzrechte und Urheberrechte; 
Rechtsmängel 
 
(9.1) Ansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen, 
soweit er die Schutzrechtsverletzung zu vertreten hat. 
 
(9.2) Ansprüche des Bestellers sind ferner ausge-
schlossen, soweit die Schutzrechtsverletzung durch 
spezielle Vorgaben des Bestellers, durch eine vom 
Lieferanten nicht voraussehbare Anwendung oder dadurch 
verursacht wird, dass die Lieferung vom Besteller ver-
ändert oder zusammen mit nicht vom Lieferanten 
gelieferten Produkten eingesetzt wird. 
 
(9.3) Bei Vorliegen sonstiger Rechtsmängel gelten die 
Bestimmungen des Art. 8 entsprechend. 
 
(9.4) Weitergehende oder andere als die in diesem Art. 9 
geregelten Ansprüche des Bestellers gegen den Liefer-
anten und dessen Erfüllungsgehilfen wegen eines 
Rechtsmangels sind ausgeschlossen. 
 
10. Unmöglichkeit; Vertragsanpassung 

 
(10.1) Soweit die Lieferung unmöglich ist, ist der Besteller 
berechtigt, Schadensersatz zu verlangen, es sei denn, 
dass der Lieferant die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat. 
Jedoch beschränkt sich der Schadensersatzanspruch des 
Bestellers auf 10 % des Wertes desjenigen Teils der 
Lieferung, der wegen der Unmöglichkeit nicht in zweck-
dienlichen Betrieb genommen werden kann. Diese 
Beschränkung gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, 
der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit zwingend 
gehaftet wird; eine Änderung der Beweislast zum Nachteil 
des Bestellers ist hiermit nicht verbunden. Das Recht des 
Bestellers zum Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt. 
 
(10.2) Sofern unvorhersehbare Ereignisse im Sinne von 
Art. 4 Nr. 2 die wirtschaftliche Bedeutung oder den Inhalt 
der Lieferung erheblich verändern oder auf den Betrieb 
des Lieferanten erheblich einwirken, wird der Vertrag unter 
Beachtung von Treu und Glauben angemessen ange-
passt. Soweit dies wirtschaftlich nicht vertretbar ist, steht 
dem Lieferanten das Recht zu, vom Vertrag zurück-
zutreten. Will er von diesem Rücktrittsrecht Gebrauch 
machen, so hat er dies nach Erkenntnis der Tragweite des 
Ereignisses unverzüglich dem Besteller mitzuteilen und 
zwar auch dann, wenn zunächst mit dem Besteller eine 
Verlängerung der Lieferzeit vereinbart war. 
 

 
11. Sonstige Schadensersatzansprüche 

 
(11.1) Schaden- und Aufwendungsersatzansprüche des 
Bestellers (im Weiteren: Schadensersatzansprüche), 

gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen 
Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und 
aus unerlaubter Handlung, sind ausgeschlossen. 
 
(11.2) Dies gilt nicht, soweit zwingend gehaftet wird, z. B. 
nach dem Produkthaftungsgesetz, in Fällen des Vorsatzes, 
der groben Fahrlässigkeit, wegen der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, wegen der 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der Schadens-
ersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, vorher-
sehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit vorliegt oder wegen der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit gehaftet 
wird. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des 
Bestellers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht 
verbunden. 
 
12. Sonstiges 

 
(12.1) Der vereinbarte Preis ändert sich während der 
Laufzeit des zugrunde liegenden Vertrages automatisch 
wie folgt: 
 

Grundlage der Preisvereinbarung ist die zugrunde gelegte 
(Angebots-) Kalkulation, welche Bestandteil der Preis-
vereinbarung ist. Soweit sich gegenüber dieser Kalkulation 
die Materialkosten erhöhen, wird der Preis neu berechnet. 
Statt der ursprünglich kalkulierten Materialkosten werden 
die tatsächlichen Materialkosten berechnet. Im Übrigen 
werden die Kosten der ursprünglichen Kalkulation über-
nommen. Der sich aus der Summe der erhöhten Material-
kosten und der im Übrigen unveränderten Kosten-
positionen errechnende erhöhte Preis gilt als vereinbart. 
Gleiches gilt bei höherer Gewalt, insbesondere. Mobil-
machung, Krieg, Aufruhr, außergewöhnliche Naturer-
eignisse oder auf ähnliche Ereignisse, wenn sich dadurch 
Material- oder Fertigungskosten erhöhen. 
 

Eventuell anfallendes kundenspezifisches Restmaterial, 
insbesondere auch Überhänge aus Verpackungseinheiten 
(VPE), wird nach Durchführung des Auftrages / der 
Aufträge bzw. Rahmenauslauf, falls nicht anderweitig zu 
verwerten, Ihrem Unternehmen in Rechnung gestellt. Wir 
verwenden für unsere Automaten nur maschinell zu 
verarbeitende VPE. 
 
(12.2) Ist der Besteller Kaufmann im Sinne des Handels-
gesetzbuches, juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist 
ausschließlicher (auch internationaler) Gerichtsstand für 
alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder 
mittelbar ergebenden Streitigkeiten Goslar. Der Lieferant 
ist jedoch auch berechtigt, Klage am allgemeinen 
Gerichtsstand des Bestellers zu erheben. 
 
Falls einzelne Bestimmungen dieser Geschäfts- und 
Auftragsbedingungen unwirksam sein oder werden sollten, 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch 
nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine 
gültige zu ersetzen, die nach Sinn und Zweck der unwirk-
samen Regelung möglichst nahekommt. 
 
Änderungen und Ergänzungen dieser Allgemeinen 
Geschäfts- und Auftragsbedingungen bedürfen der Schrift-
form. 
 
Fremde AGB, Einkaufs- und Zahlungsbedingungen des 
Bestellers bzw. Auftraggebers sowie abweichende 
Gerichtsstandsvereinbarungen entfalten keinerlei Wirkung. 
Fremde Abwehrklauseln sind unwirksam. Abweichende, 
entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen des Bestellers werden selbst bei 
Kenntnis nicht Vertragsgegenstand, es sei denn, ihrer 
Geltung wurde von dem Lieferanten bzw. dem 
Auftragnehmer ausdrücklich schriftlich zugestimmt. 


